
URTEIL VOM 9. 11. 1989 — RECHTSSACHE 55/88 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Zweite Kammer) 
9. November 1989 * 

In der Rechtssache 55/88 

Theodoros Ioannis Katsoufros, Beamter des Gerichtshofes der Europäischen Ge­
meinschaften, wohnhaft 8, rue Cyprien Merjai, Luxemburg, Prozeßbevollmächtig­
ter: Rechtsanwalt L. Stavritis, Athen, Zustellungsbevollmächtigter: A. Menidiatis, 
50, rue Nic. Ries, Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch F. Hubeau, Beam­
ter des Gerichtshofes, Erasmus-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg, der auch Zustel­
lungsbevollmächtigter ist, Beistand: Rechtsanwalt K. Loukopoulos, Athen, 

Beklagter, 

wegen Aufhebung der Entscheidung des Verwaltungsausschusses des Gerichts­
hofes, mit der die Beschwerde des Klägers zurückgewiesen wurde, und wegen 
Feststellung, daß die Anstellungsbehörde verpflichtet ist, gemäß Artikel 24 des Sta­
tuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften tätig zu werden, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten F. A. Schockweiler, der Richter 
G. F. Mancini und T. F. O'Higgins, 

Generalanwalt: G. Tesauro 
Kanzler: B. Pastor, Verwaltungsrätin 

aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 27. Juni 
1989, 

* Verfahrenssprache: Griechisch. 
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nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 10. Ok­
tober 1989, 

folgendes 

Urteil 

1 Der Kläger, Beamter der Besoldungsgruppe LA 6 in der griechischen Überset­
zungsabteilung des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften, hat mit Kla­
geschrift, die am 22. Februar 1988 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen 
ist, Klage erhoben auf Aufhebung der Entscheidung des Verwaltungsausschusses 
des Gerichtshofes vom 23. November 1987, mit der seine Beschwerde zurückge­
wiesen wurde, und auf Feststellung, daß die Anstellungsbehörde verpflichtet ist, 
gemäß Artikel 24 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften (im 
folgenden : Statut) tätig zu werden. 

2 Aus den Akten geht hervor, daß sich am 4. Februar 1987 im Anschluß an eine 
Aussprache zwischen mehreren Beamten der griechischen Übersetzungsabteilung 
über die beruflichen Fähigkeiten des Klägers ein Vorfall ereignete, in dessen Ver­
lauf Herr Constantinou, Ruhestandsbeamter der Gemeinschaften und zum maß­
geblichen Zeitpunkt freier Mitarbeiter des Gerichtshofes mit den Aufgaben eines 
Überprüfers, den Ausführungen des Klägers zufolge gegen diesen tätlich geworden 
ist. Der Kläger trägt vor, diese Gewalttätigkeit habe seine Gesundheit so sehr er­
schüttert, daß sie zu zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit geführt habe. 

3 Diese Schilderung der Vorgänge wird von einem anderen Beamten der Abteilung 
bestätigt, jedoch sowohl von Herrn Constantinou selbst als auch vom Abteilungs­
leiter bestritten, die beide dem Kläger vorwerfen, sich provozierend verhalten zu 
haben. 

4 Am 24. Februar 1987 ersuchte der Kläger die Anstellungsbehörde, alle geeigneten 
Maßnahmen zu ergreifen, um zu ermitteln, wer für den Vorfall verantwortlich sei, 
um zu verhindern, daß sich ein derartiger Vorgang, den allein Herr Constantinou 
verursacht habe, wiederholt und um gegen diesen Disziplinarstrafen zu verhängen. 
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5 Mit Schreiben vom 9. Juni 1987 teilte der Kanzler des Gerichtshofes dem Kläger 
mit, daß er nach Prüfung der Unterlagen in Anbetracht der voneinander abwei­
chenden Aussagen der Zeugen des Vorfalls außerstande sei, das Vorliegen von 
Tatsachen festzustellen, die den Erlaß von Maßnahmen rechtfertigen könnten. Je­
doch sei Anweisung erteilt worden, die Übersetzungen des Klägers nicht mehr 
Herrn Constantinou zur Überprüfung zu geben. 

6 Am 11. August 1987 legte der Kläger gemäß Artikel 90 Absatz 2 des Statuts Be­
schwerde gegen die Antwort des Kanzlers vom 9. Juni 1987 ein. Er beanstandete, 
daß gegen Herrn Constantinou keine Disziplinarstrafe verhängt worden sei. 

7 Mit Entscheidung vom 23. November 1987 wies der Verwaltungsausschuß des Ge­
richtshofes die Beschwerde des Klägers mit der Begründung zurück, die Verwal­
tung sei ihrer Beistandspflicht aus Artikel 24 Absatz 1 des Statuts dadurch nachge­
kommen, daß sie die schriftlichen Aussagen aller an dem Vorfall Beteiligten zu­
sammengestellt und geprüft habe. Da es unmöglich gewesen sei, die Verantwort­
lichen zu ermitteln, habe sie verhältnismäßig und mit der durch die Schwere der 
behaupteten Tatsachen gebotenen Sorgfalt gehandelt, indem sie eine Maßnahme 
zur Organisierung des Dienstbetriebs getroffen habe, mit der jeder neuen Kon­
frontation zwischen den Beteiligten habe vorgebeugt werden sollen. Was die 
Zweckmäßigkeit der Verhängung von Strafen angehe, die ohnehin nicht auf die 
Disziplinarordnung des auf Herrn Constantinou nicht anwendbaren Statuts hätten 
gestützt werden können, so stehe der Verwaltung auf diesem Gebiet, ein weites 
Ermessen zu, und es sei ausgeschlossen, daß die Beistandspflicht für sie auch die 
Verpflichtung umfasse, ein Disziplinarverfahren einzuleiten. 

8 "Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrensablaufs und des 
Vorbringens der Parteien wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt 
wird im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils 
dies erfordert. 

Zur Zulässigkeit 

9 Der Gerichtshof macht geltend, die Klage sei wegen fehlenden Rechtsschutzinter­
esses unzulässig, da die Weigerung, gegen Herrn Constantinou Disziplinarstrafen 
zu verhängen, nicht die Rechtsstellung des Klägers berühren könne. 
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10 Hierzu ist festzustellen, daß die Beschwerde des Klägers darauf gerichtet ist, die 
Anstellungsbehörde zu bewegen, ihren Verpflichtungen aus dem Statut nachzu­
kommen und gegen Herrn Constantinou Disziplinarstrafen zu verhängen. Der 
Kläger will damit indirekt feststellen lassen, daß er selbst für den Vorfall vom 
4. Februar 1987 keine Verantwortung trägt. 

1 1 Der Kläger hat daher ein nachgewiesenes Interesse an der Erhebung einer Klage 
gegen die Entscheidung, mit der seine Beschwerde zurückgewiesen worden ist, 
denn seine Klage zielt auf die Wiedergutmachung des immateriellen Schadens ab, 
der sich daraus ergibt, daß sein Ansehen beeinträchtigt ist, weil er als Urheber der 
fraglichen Vorgänge angesehen und ihm ein eines Beamten unwürdiges Verhalten 
zugeschrieben werden kann. 

12 Daraus folgt, daß die vom Gerichtshof gegen die Klage erhobene Einrede der Un­
zulässigkeit zurückzuweisen ist. 

Zur Begründetheit 

1 3 Zur Begründung seiner Klage macht der Kläger im wesentlichen geltend, der Ge­
richtshof habe gegen Artikel 24 des Statuts verstoßen, indem er keine geeigneten 
Maßnahmen getroffen habe, um den Schaden wettzumachen, der ihm durch den 
Vorfall vom 4. Februar 1987 entstanden sei; insbesondere wirft er dem Beklagten 
vor, gegen Herrn Constantinou keine Disziplinarstrafen wegen der von diesem be­
gangenen Tätlichkeiten verhängt zu haben. 

1 4 Nach Artikel 24 Absatz 1 des Statuts leisten die „Gemeinschaften ... ihren Beamten 
Beistand, insbesondere beim Vorgehen gegen die Urheber von Drohungen, Belei­
digungen, übler Nachrede, Verleumdungen und Anschläge auf die Person ..., die 
aufgrund ihrer Dienststellung oder ihres Amtes gegen sie ... gerichtet werden". 

15 Wie der Gerichtshof im Urteil vom 26. Januar 1989 in der Rechtssache 224/87 
(Koutchoumoff/Kommission, Slg. 1989, 99) ausgeführt hat, besteht die den Ge­
meinschaftsorganen gemäß Artikel 24 des Statuts obliegende Pflicht zum Schutz 
der Beamten, die auch für den Fall gilt, daß Angriffe von anderen Beamten ausge­
hen, nur dann, wenn die fraglichen Tatsachen feststehen. 
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16 Die Verwaltung muß zwar nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes (siehe das 
Urteil vom 14. Juni 1979 in der Rechtssache 18/78, V./Kommission, Slg. 1979, 
2093) angesichts eines Vorfalls, der mit einem geordneten und ruhigen Dienstbe­
trieb nicht vereinbar ist, mit allem gebotenen Nachdruck einschreiten, um die Tat­
sachen festzustellen und sodann in Kenntnis der Sachlage die angemessenen Kon­
sequenzen zu ziehen; sie kann jedoch nur dann gegen den betreffenden Beamten 
Disziplinarstrafen verhängen, wenn aufgrund der angeordneten Ermittlungen ein­
deutig feststeht, daß dieser durch sein Verhalten den geordneten Dienstbetrieb be­
einträchtigt oder die Würde und den Ruf eines anderen Beamten verletzt hat. 

17 Im vorliegenden Fall hat die Anstellungsbehörde, unmittelbar nachdem ihr der 
Vorfall gemeldet worden war, eine verwaltungsinterne Untersuchung angeordnet, 
in deren Rahmen sie die Aussagen aller bei den Vorgängen vom 4. Februar 1987 
anwesenden Personen zusammengestellt und geprüft hat. 

18 Da die Anstellungsbehörde jedoch wegen der im Zuge dieser Ermittlungen proto­
kollierten widersprüchlichen Aussagen nicht in der Lage war, die Tatsachen und 
Verantwortlichkeiten eindeutig festzustellen, durfte sie ohne Überschreitung der 
Grenzen ihres Ermessens davon ausgehen, daß zu einem Vorgehen nach Artikel 24 
des Statuts kein Anlaß bestand. 

19 Unter diesen Umständen ist festzustellen, daß die Anstellungsbehörde nicht gegen 
ihre allgemeine Verpflichtung, für ein einwandfreies Funktionieren des Dienstes zu 
sorgen, verstoßen hat, indem sie sich darauf beschränkt hat, Anweisung zu ertei­
len, die Übersetzungsarbeiten des Klägers nicht mehr Herrn Constantinou zur 
Überprüfung zu geben, um so jeder neuen Konfrontation zwischen den beiden 
Hauptbeteiligten des Vorfalls vorzubeugen. 

20 Nach alledem ist die Klage als unbegründet abzuweisen. 

Kosten 

21 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Nach Artikel 70 der Verfahrensordnung tragen 
jedoch die Organe in Rechtsstreitigkeiten mit Bediensteten der Gemeinschaft ihre 
Kosten selbst. 

3596 



KATSOUFROS / GERICHTSHOF 

Aus diesen Gründen, 

hat 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klage wird als unbegründet abgewiesen. 

2) Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Schockweiler Mancini O'Higgins 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 9. November 1989. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident der Zweiten Kammer 

F. A. Schockweiler 
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